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No, 96. Mittag⸗Ausgabe. Verlag von Eduard Trewendt. Sonnabend den 25. Fehruar 1860. 


1 


Nun treffe die Gebäudeſteuer eben ſo wie die Grundſteuer ein Ge⸗ 
werbe. Dieſes Gewerbe werde in ſeiner Ertragfähigkeit bedingt durch die 
Conjunktur. Dieſe Conjunktur ſei hinſichtlich der Wohnungsmiethen ſehr 
ſchwankend. In einem Jahre ſeien 700 Wohnungen, in einem anderen 4000 
leer geblieben. Nun hat man erwidert, die Eigenthümer würden die Steuer 
ſchon durch die Miether herausſchlagen. Sei aber das Haus nur Vertreter 
der Eigenthümer? Vertrete es nicht auch die Million von Miethern? Die 
Wohnüngsmiethen ſeien in Berlin in ſtetem Steigen begriffen, 1842 habe 
der Durchſchnittspreis 95 Thlr., 1857 aber 115 Thlr. pro Wohnung betra⸗ 
gen. Die a ale habe in den jüngſten Jahren die Wohlthätigkeits⸗ 
congreſſe und andere ähnliche Congreſſe beſchäftigt. Nach Beruf und Nei⸗ 
7 abe er ſich mit dieſer Frage beſchäftigt. Gehe nun in Berlin die 
Wohnungsnoth ſo weiter, ſo müßten die kleinen Wohnungen immer ſeltener 
werden. 1842 hätten die Wohnungen mit 50 Thlr. Miethsbetrag 50% 2, 
1857 aber 44% ſämmtlicher Wohnungen betragen. Das wirke natürlich auf das ſo⸗ 
ciale Zuſammenleben und habe ſittlich und nationalökonomiſch die folgen⸗ 
ſchwerſte Bedeutung. 1842 hätten 28 Perſonen, 1858 aber 48 Perſonen in 
einem Haufe zuſammengelebt. Dieſe Mißſtände jeien der Aufmerkſamkeit der 
Staatsbehörde nicht entgangen. Der frühere Miniſter des Innern, Herr v. 
Weſtphalen, habe freilich auß die naivſte Weiſe Abhilfe verſchaffen wollen. Er 
habe die ſtädtiſchen Behörden aufgefordert, den Wirthen vorzuſtellen, ſie 
mochten ihre Miethsforderungen ermäßigen (Gelächter). Das würde nun 
freilich den entgegengeſetzten Erfolg gehabt haben. Unter dieſen Umſtänden 
ſei eine Ueberbürdung der Städte zum Vortheil des flachen Landes nicht 
möglich. Stimme er dennoch für die Gebäudeſteuer, ſo ſei es nur, um den 
Zweck des § 3 zu fördern, und die Ausgleichung der Grundſteuer endlich 
herbeizuführen. Dieſe Ausgleichung halte er für abſolut nothwendig. Sie b 
ſei nothwendig für unſere innere Entwickelung, ſowie für unſere äußere * 
Stellung. Die Differenz mit einem andern Faktor der Geſetzgebung ſtelle fich J 
als Hemmniß entgegen. Dennoch habe er die Hoffnung, ba dieſe Frage in | 
Uebereinſtimmung ſämmtlicher Faktoren der Geſetzgebung gelöſt werde. Es 

ſei hier don den wahrhaft ariſtokratiſchen Pflichten zu ſeiner Freude auch von 
den Mitgliedern jener Seite des Hauſes geſprochen. Er wünſche ein ſolches 9 
Reſultat im Intereſſe des großen Grundbeſitzes. Wenn dieſer die gemeinen z 
Pflichten trage, könne er auch wieder die politiſche Stellung einnehmen, 4 
die ihm nach feiner ſocialen Stellung gebühre. Sei dieſes Reſultat 
erzielt, ſo werde man auch die Frage in nd ziehen, wie weit man 

e 


nal⸗ und Kreiszwecken zugewandt werden fol. — Bei der Debatte handelt 
es ſich weſentlich um dieſe „Maßgabe“ oder Klauſel. 8 

Zur 8 konſtatirt zuvörderſt der Berichterſtatter Burg⸗ 
hart: daß dieſe Vorlage wegen der Gebäudeſteuer von der Commiſſion 
als integrirender Beſtandtheil ſämmtlicher vier Grundſteuer⸗Vorlagen be⸗ 
trachtet werde, und daß die Annahme des Amendements v. Benda wohl 
keine Modifikation der Gebäudeſteuer⸗Vorlage veranlaſſen dürfte; denn in 
der Commiſſion habe man den von der Regierung vorgeſchlagenen Steuer⸗ 
ſatz von 4 pCt. für die Gebäude auch ohne Rückſicht auf die für die Liegen⸗ 
ſchaften vorgeſchlagenen feſten und durch den Beſchluß des Hauſes nunmehr 
als Maximalſatz von 8 pCt. als durchaus angemeſſen erachtet. 

Abg. Aßmann: Er ſei für eine Modifikation der Vorlage. Das Haus 
befinde ſich nach Annahme des v. Benda'ſchen Amendements der Vorlage 
gegenüber in einer anderen Stellung, als die Commiſſion. Zwiſchen der 
Grund⸗ und der Gebäudeſteuer beſtehe ein enger Zuſammenhang; die eine 
ſtehe und falle mit der andern, die Modifikation der einen ziehe eine Modi⸗ 
kation der andern nothwendig nach ſich. Es ſei alſo der weſentlichſte Zweck 
der Debatte, ſich klar zu machen, welchen Einfluß die veränderte Faſſung des 
§ 3 der erſten Grundſteuer⸗Vorlage auf den vorliegenden Geſetzentwurf aus⸗ 
übe. Die Regierung habe überzeugend nachgewieſen, daß die Gebäudeſteuer 
nicht minder als die Grundſteuer einer Regulirung bedürfe. Die Gerechtig⸗ 
keit und die Verfaſſung erforderten einen gleichen Satz für beide. Von die⸗ 
ſem Grundſatze ſei auch die Regierung ausgegangen, indem ſie den 8 pCt. 
der Grundſteuer 8 pCt. des Brutto⸗ oder 4 pCt. des Reinertrages der Ger 
bäude lesen ah Auch im vorigen Jahre, als kein beſtimmter Prozentſatz 
vorgeſchlegen, habe die Regierung im Allgemeinen einen gleichen Durch⸗ 
ſchnittsſaz für beide Steuern angenommen. Gegen die Gleichſtellung werde 
alſo wohl Niemand einen begründeten Einwand erheben können. Wohl aber 
erſcheine Manchem die Gleichſtellung des Reinertrages mit dem halben Brutto⸗ 
ertrage bedenklich. Doch ſchon der Geſetzentwurf von 1857, der unabhängig 
von der Grundſteuer eine Gebäudeſteuer vorgeſchlagen, habe daſſelbe Prinzip 
angenommen, und wenn man die manigfachen Reparaturen, die Abnutzung 
der Gebäude, die jedenfalls viel größer ſei, als die der landwirthſch. Grund⸗ 
tücke, in Betracht ziehe, jo ſcheine der Vorſchlag der Regierung gerechtfertigt. 

achdem nun aber der feſte Satz der Grundſteuer me bi und einer 
ſpäteren Geſetzbeſtimmung vorbehalten worden, ſei eine odifikation des 
Satzes für die Gebändeſteuer eine nothwendige Conſequenz geworden. Die⸗ 


Telegraphiſche Depeſche. 

Paris, 24. Febr., Abends. Hier eingetroffene Nachrich⸗ 
de ten aus Nom vom 21. d. melden, daß am verwichenen Sonn⸗ 
x tage eine Kommiſſion, aus 10 Kardinälen beſtehend, die Ant⸗ 
— wort auf die Thouvenel'ſche Depeſche berathen habe. Es 

wird verſichert, daß Seine Heiligkeit der Papſt ein eigenhän⸗ 

diges Schreiben vom Könige von Sardinien erhalten habe, 

welches die Unmöglichkeit nachweiſe, daß der Papſt die Mar: 

+ ken und Umbrien halten könne und ein desfallſiges Ueberein⸗ 

— kommen vorſchlage. Die Antwort des Papſtes ſoll eine ver⸗ 

5 verneinende geweſen und in derſelben ausgeſprochen ſein, daß 
der heilige Vater auf Alles gefaßt ſei. 
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— Telegraphiſche Nachricht en. 

DR Kopenhagen, 23. Februar. „Fädrelandet“ jagt, daß morgen die Bil⸗ 

er dung des neuen Miniſteriums beeudet ſein werde, und hält folgende Miniſter⸗ 

1 lite als wahrſcheinlich: Hall Auswärtiges, Fenger Finanzen, Theſtrup Krieg, 

\ Bille Marine, Monrad Kultus und Inneres, Caſſe Juſtiz, Wolfhagen Schles⸗ 

r wig, Unsgaard Conſeilspräſident und Holſtein⸗Lauenburg. „Fädrelandet“ 

fetzt hinzu, es ſei unſicher, ob die beiden letztgenannten die Portefeuilles er⸗ 

halten werden. 

9 Paris, 23. Februar. Die heutige „Patrie“ ſagt, indem fie von Briefen 
aus Sapoyen ſpricht, welche Annexion an die Schweiz fordern, daß Klugheit 

die beſte Politik für die Schweiz ſein würde. Wenn ſie Chablais und Fau⸗ 

eigny reklamirt, müſſe ſie nicht vergeſſen, daß ein Theil von Genf zu Savoyen 

2 gehört habe, und daß ein Theil der Schweiz vollſtändig italieniſch ſei. 

el London, 23. Februar. Dem telegraphiſchen Bureau von Renter meldet 
man aus Paris vom heutigen Tage: Fürſt Metternich übergab geſtern dem 
franzöſiſchen Miniſter des Auswärtigen die öͤſterreichiſche Beantwortung der 
engliſchen Vermittlungsvorſchläge; Oeſterreich nimmt dieſelben als Grundlagen 

3 der Unterhandlung nicht an. 

n London, 23. Februar. Aus Wien vom geſtrigen Tage meldet Renter s 


Huüreau: Der Courier mit der definitiven Antwort Oeſterreichs auf den engli⸗ ſenigen, die für das Amendement v. Benda geſtimmt, würden Unrecht thun] die Staatsgewalt ſtärken müſſe, damit unſer Landesherr auch wieder Mehrer * 
ſchen Vermittlungsvorſchlag iſt wi 17, d. a —— — ——.— Baris und inkonſequent handeln, wenn ſie für die Gebäude von vorn herein einen] des Reiches ſei. Scheitere aber dieſes Streben an anderer Stelle, ſo wolle 2 
„abgegangen. Die Antwort des Grafen Rechberg zählt die Gründe auf, welche öberen Gab, als für die Liegenſchaften aufrecht erhalten wollten. Daſſelbe er nicht bei der Tragöbie — oder, wenn man wolle, Komödie — mitwirken, 1 
; Oeſterreich zur Ablehnung hätten bewegen müſſen. Erſtens ändere der engli⸗ lrgumenf, das fie für ihr Amendement bei der Grundſteuer gegen die Re: nach welcher die Laſten des Staates allein dem gewerbtreibenden Bürger⸗ . 
ſche Vorſchlag die weſentlichen Grundlagen des durch die Verträge von gierung geltend gemacht: daß ſich nämlich die Höhe des Mehr⸗Ertrages noch] und Bauernſtande aufgemwälzt würden. (Bravo rechts.) 
d 1815 begründeten europäiſchen Gleichgewichts. Sodann laufe er, den nicht überſehen laſſe, ſei auch bei dieſer Vorlage maßgebend. Beide Steuern Miniſter des Innern Graf Schwerin: Der Vorredner habe über die 1 

Grundprinzipien zuwider, auf welchen die Legitimitüt der Regierun⸗ müßten auf gleiche Weiſe regulirt werden. Freilich werde dadurch der Plan | Roten der berliner Polizei⸗Verwaltung geſprochen, ohne einen beſtimmten E 
„ gen im Allgemeinen und der Öfterreihiichen im Veſonderen beruhe. der Regierung —. Theil umgeſtoßen; denn dieſe rechne zur Deckung des Antrag zu ftellen; dennoch könne er es nicht der ri einige Bemerkun⸗ 4 
„ Drittens vernichte der englische Vorſchlag die Rechte italieniſcher Fürſten, Ausfalls der Grundsteuer weſentlich auf den Mehr⸗Ertrag der Gebäude⸗ pen darauf zu machen. Die Koſten der berliner Polizeiverwaltung ſeien 1 
5 welche durch Europa garantirt ſeien und welche zu ſchutzen Oeſterreichs hei⸗ Steuer. Trotzdem müſſe er bei ſeiner Anſicht beharren. 2 hoch, das werde nicht verkannt: die Zahlung derſelben zwiſchen Stadt und 3 
Age Pflicht jei. Mit der fo motivirten Ablehnung der Propoſitionen Englands Abg. Dr. Gneiſt: Die Gebäudeiteuer ſei ein untrennbarer Theil der Vor⸗ Staat beruhe auf dem Geſetz und könne daher für jetzt nicht abgeändert £ 
e derbindet die Rechberg ſche Antwort zugleich die Ertlärung, daß Deiterreich lagen, nicht nur für die Ausgleichung, ſondern prinzipiell, ſie ſei das feſtef werden. Er verkenne jedoch auch ſeinerſeits die großen Inkonvenienzen nicht, | 
für den Augenblick nicht ſuchen werde, durch Waffengewalt zu zerftören, was Band. welches Stadt und Land verbinde. Er ſtimme deshalb für die Kom: | welche die Unterſuchung berausgeftellt habe, und ſei nicht gegen eine Eini⸗ rl 

es nicht verhindern könne, daß es ſich jedoch volle Freiheit ves Handelns für miſſions⸗Vorſchlage und erkläre ſich gegen jedes Amendement, welches den] gung ‚über ein Pauſchquantum, doch habe auch ein ſolches Arrangement ſeine 

n die Zukunft vorbehalte. — Die Form der Antwort iſt gemäßigt und höflich. Zweck der Gebäudeſteuer verändern oder die Ausführung der Steuer nur] Schwierigkeiten, denn in verſchiedenen Zweigen ſei es faſt eine Unmöglich⸗ 
n London, 23. Februar. Wie der „Poſt“ aus Paris gemeldet wird, einen Tag hinausſchieben wolle. Er wolle vorweg nur den Einfluß hervore keit, die Koſten zu firiren. „Was die Behörde für jetzt thun könne, ſei, daß \ 
ſtehen England und Frankreich auf dem Punkte, eine —. — in Bezug | Heben, welchen dieſes Geſetz auf die bisherigen Steuerverhältniſſe der Städte] ſie ihre volle Aufmerkſamkeit darauf richte, daß die Koſten der Kommune 
it auf die Expedition nach China zu unterzeichnen; es ſei mithin das Gerücht ausüben werde. Dieſer Standpunkt ſei deshalb berechtigt, weil die Städte] nicht über das Nothwendige hinausgehen, und in dieſer Beziehung glaube N 


er darauf Anſpruch machen zu können, daß er dieſen Geſichtspunkt in keiner 
Weiſe aus den Augen laſſen werde. Die umfangreichſten Unterſuchungen 
haben ſtattgefunden und die Berichte lägen jetzt darüber vor; er verhandle 
gegenwärtig mit dem Chef der Polizei. Cs handle ſich dabei einmal darum, 
ob in Bezug auf die Koften die ganze Maſchine nicht vereinfacht werden 


bis jetzt ein beſonderes Steuerſyſtem bildeten, welches unaufgehoben bleibe. 
Für dieſe Städte ſolle die Gebäudeſteuer eine bloße Ausgleichung ſein. Sie 
Din bisher 1% Million und ſollen nach der Regierungs⸗Vorlage in Zu⸗ 
unft ebenfalls nur 1% Million zahlen. Dieſe Annahme der Negierungs: 


Vorlage treffe nicht zu, die Städte allein ſeien in der Lage, das, was bei 


Von einer Vertagung dieſer Expedition unbegründet. 
n London, 23. Februar. Im Unterhauſe erklärte Gladſtone, Frankreich 
d erhöhe nicht den Zoll für die jetzt 30% zahlenden Artikel, Frankreich werde 
in wenigen Tagen Details veröffentlichen. 


m | 
| — N er | allen andern Steuern nur Vermuthung ſei, beſtimmt nachzuweiſen; fie wür-] könne, andererſeits um die Möglichkeit, ohne der Polizei Hemmniſſe in de ö 
| den vom 1. Januar 1862 ab bedeutend mehr als 1% Million zahlen. Man] Weg zu legen, einzelne Jpeg a die Sennen fld de e B. — 4 
| P re u ſi em 2 die . 8 18 05 den are eg 1 — > au⸗ een 7 Suslah min 5 5 5 erwähnen, daß die ! 

* X. C. ; erechnen, und es ſei berechnet, daß hier in Berlin bei der äprozentigen] Kommunalbehöͤrden von ihrem Standpunkte als Zahlende oft zu weit ginge 

2 K 18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. Grundſteuer eine jährliche Steigerung um 30,000 Thlr. eintrete, und daß und Ausgaben beanſtandeten, die durchaus 9 seien. Er Mieveheie 

Präſident Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 10 Uhr. die Steigerung jährlich progreſſiv ſei. Berlin werde alſo vom 1. Januar] die Regierung verkenne nicht, daß der Gegenſtand ihrer Aufmerkjamteit x 

2 Das Haus iſt nur ſpärlich beſetzt; die Tribünen ſind ziemlich leer. 1862 ab etwa 200,000 Thlr. Grundſteuer zahlen und nach einem 15jährigen werth fei. Wenn der Redner dann auf die perfönliben Verhältniſſe eines 

e Am Miniſtertiſche: v. d. Heydt, v. Patow, Graf v. Schwerin und der | Jeitraume 600,000 Thlr. Ein hervortretender Charakterzug der bisherigen | einzelnen Beamten gekommen ſei, jo werde das Haus nicht erwarten, daß er 9 

e Reg.⸗Commiſſar Meinicke. Debatte ſei die Beſorgniß vor der „Schraube ohne Ende“ geweſen. Er; ſich darüber ſpeziell äußere; er könne nur erwähnen, daß auch dieſer Gegen⸗ 

n Der Handelsminister v. d. Heydt überreicht einen Geſetz Entwurf, be: glaube, das ſei doch ſchon eine ganz häbſche Schraube, welche eine jährliche] ſtand der Beachtung der Regierung nicht entgangen fe. > 

2 treffend die Einrichtung von Berg⸗Hypotheken⸗Commiſſionen bei den Ober: Erhöhung von 30,000 Thlr. für eine Stadt herbeiführe, während die Liegen] Reg.⸗Commiſſar Meinicke: Die Beſorgniſſe, daß die für die Gebäude⸗ 

7 Bergämtern. Es ſtehe dieſe Einrichtung, jo fügt der Miniſter hinzu, in gelbe | [holten ſich noch jahrelang einer philoſophiſchen Ruhe erfreuen. Bei dieſer ſteuer vorgeſchlagenen 4 Prozent nach Annahme des Bendaſſchen Amende⸗ 

5 wendigem Zuſammenhange mit der beabsichtigten Reorganisation der Berg⸗ ken der Sache wiſſe er nicht, we es zu umgehen ſei, daß man dabei zu⸗] ments zu hoch gegriffen ſeien, widerlegten ſich aus der Thatſache, daß die 

0 behörden. Wie bereits in der vergangenen Diät dem Haufe vorgetragen, ſeiſg eich die beiden Grundſatze zur Anwendung bringe, welche bereits beſchloſe] von den Liegenſchaften bezahlten Steuern ſchon jetzt 7% 4 betragen, wes⸗ 


ſchon damals eine umfaſſende Erörterung über die zweckmäßigſte Einrichtung | ſen ſeien: einmal, daß die Einnahmen des Staates auch von der Gebäude⸗] wegen die Regierung ſich dem? i a 
dieſer Behörden eingeleitet worden. In den . den — und ſteuer unerfüllt bleiben, fo lange die Einnahmen des Staates aus den Lie⸗ 5 5 ſie 7575 die A ln A beben 
) Ober⸗Präſidenten erſtatteten Berichten ſeien verſchiedene Organiſationen er: genschaften unerfüllt bleiben, und zweitens, daß, jo lange dieſer proviforiihe | würde. Die Gebäudeſteuer werde überwiegend vom platten Lande ein Mehr 
5 drtert worden, und zuletzt in einer Conferenz für das zweckmäßigſte erkannt, ae beſtehe, der Ueberſchuß zu Kommunalzwecken verwendet werden ſolle. ergeben; von den 393 ſervispflichtigen Städten würden 300 ſehr weſentlich 
in den betreffenden Diſtricten die Ober⸗Bergämter mit den betreffenden Be⸗ eshalb möchte er allerdings eine Uebergangsbeſtimmung für nothwendig ermäßigt (hört! hört! von der Fraktion Vlanckenburg), die kleinen Städte 
kreuzten, zu ach Behörde zuſammenzuziehen. Nur in dieſer Weiſe jei — — er ur vi Kar muss ihen Amendement. Er 3 würden ferner mehr betroffen, als die großen; die letzteren zahlten ſchon jetzt 
r. ie größte n ung und die größte Erſparniß zu erzielen. Dieſe Er⸗ 2 e nach 0 4 Ausführung des Ge: 98 4 pCt. an Grundſteuern, wenn auch unter anderem Namen. Dieſer 
warnt ſei nach ei an en Grmittelungen auf 60,000 Thlr. jahrlich 1 5 5 a 1 Geſeg as a Se . u Zuſtand aber werde ſich bald ändern; die kleinen Städte würden ja heute 
angenommen. Bei dem Wegfall der Ober-Bergämter würde nach den ange“ nothſendi r i Verte rn hmendig mache. Er babe für immer kleiner und die großen immer größer; man ſage, die Eiſenbahnen 
I engen en ben Sm m Bü, nen nun gli, 4 See oe St, %%% / en 
ie Motive zu dieſem Entwr alten eine umfaſſende Darſtellung de . ganz beſonders erwähnte Stadt Berlin betreffe, jo habe dieſe eine exceptionell 
Planes der neuen Organiſation. Abg. Duncker (Berlin): In den Motiven der Regierungsvorlagen ſei] günſtige Stellung; Per ſei 1815 der Servi eier un 3 Er Maß⸗ 
Abg. v. Vincke (Hagen) fragt nach dem Stande des Berichts der Ge⸗ behauptet worden, daß die Servis Veranlagung in den Städten ho ft un: gabe der Bevölkerung, letztere ſei ſeitdem fortwährend geftiegen, jener aber 
ſchaftsorduungs⸗Commiſſion wegen des vom Ministerium geäußerten Wun⸗ gleich ſei. Einige Städte mit induſtriellen Hilfsguellen hätten geringen Ser“ | unverändert geblieben. — Wenn es ferner auch theoretiſch richtig ſei, daß 
ſches, über Inhalt der Petitionen vor den Sitzungen der betreffenden Com: Pis zu tragen, während eine große Servislaſt kleine Landſtädtchen drücke. |8 pCt. bei der. 1 den 4 pCt. bei der Gebäudeſteuer weſentlich ent⸗ 
| miſſion kurz unterrichtet zu werden, damit die Regierungs⸗Commiſſarien in Dieſe Annahme ſei richtig; er wolle ſie nicht beſtreiten. Er wolle nur von ſprächen jo ſei doch eben ſo unzweifelhaft, daß die Art der Veranlagung in 
2 den Sitzungen informirt find; der Abgeordnete bezeichnet die Erledigung im | der nal? der großen Städte ſprechen durch Beiträge zu den Koſten ber | beiden Fallen. ſehr verſchieden ſei. Der Brutto⸗Ertrag bei den Liegenſchaften 
0 e tung. Dieſe Beiträge betrügen bier in Berlin das doppelte der |jei ſchwer, bei den Gebäuden leicht zu beſtimmen. Eben jo ſei in jenem 
Fommunalkoſten. Er erinnere an das Feuerlöſchweſen, die Straßenreinigung. Falle ſchwer, in dieſem leicht zu beſtimmen, was davon in Abzug gebracht 
Woche zur Berathung kommen werde. e Kine: de e e nur Inte Das Fe werden der De Schwierigkeiten ſei die Beſorgniß, daß die Ne 
5 15 * R > von der Communalbehörde bewilligt werde, könne man das von den könig ierung r Veranlagung und Erhebung der Steuer von den Liegen⸗ 
5 . Tagesordnung ſteht die zweite Grundſteuervorlage, Polizeibehörden und ihren Anforderungen nicht ſagen. Dieſe Uebelſtände chaften ſich Zeit laſſen werde, ungegründet. Das Amendement Duncker wolle 
der Geſetzentwurf wegen der allgemeinen Gebäudeſteuer, die als das 995 A E N 
ſtädtiſche Correlat der ländlichen Grundſt betracht iſt und auch ſeien bereits im vorigen Jahre bei Gelegenheit der Berathung einer Peti-] der Regierung einen Anſtoß geben; dieſes Anſtoßes bedürfe es nicht; denn 
in ihrer Höhe — 2 = 10 bä ae. 1 15 zu betrachten ablich Ber tion der Stadt Königsberg allſeitig anerkannt worden. Er habe ſchon im die Regierung brauche einmal die Grundſteuer, und habe bei Einbringung dieſer 
m bang Eon Nh ode + >. ne — spe nen 5 g s Rein⸗ vorigen Hob auf die Waſſersnoth der Stadt Berlin hingewieſen (Abg.] Geſetze viel weniger politiſche als vielmehr rein finanzielle Rückſichten obwalten 
ann enz prechen Toll Or Aewahme Jes Anend atz 5 Sama 8 8 v. Vin cke (Hagen): die Feuersnoth!) und auch, da der Abg. für Hagen, da: |lafien; ſammtliche preußiſche Miniſterien hätten bisher, möge ihre politiſche 
des erſten Geſetzentwurſes, welches nf Stelle des erſten Satzes Bor 8% Na ene er DE e lt 27 5 nd de Grund e „Des BUBNEET 1 
einen et classes ee 8 % ſtellt, entſteht die Frage nach der Con: dennoch die Muße ae au erer fämn (Gelächter, hört, Buße, duß 175 Fee Be aer e BRSAIB Peine 
a lt, 
Neuer, W 3 . * un u. A. ö nehme, als auch mit dem Amte ein erwehr⸗Direktors in fen, daß der Abg. v. Blanckenburg, wenn er einſtmals Finan miniſter wer⸗ 
Nei Haun iu Gebäude ar ae > werblichen W * $ ſehr loſem Zuſammenhange ſtehe (Gelächter). Wenn nun noch die von der] den ſollte, ganz gewiß die Nothwendigkeit einer Grundſteuerreform einſehen 
N 0 che de den i le Th a1 dr enn legen 65 erblichen 5 al te= | Stadt theuer bezahlten Mannſchaften der Feuerwehr beim Bau eines jolhen | und feine Vorurtheile aufgeben werde. (Die entſtehende allgemeine Heiter⸗ 
N ir 800 dem Ansatze der Regierung en pech rundſteuer — ein Verhältniß, Theaters 1 0 5 (hört, 9 750 ſo 2 77 998 fia daß dies doch zu] keit veranlaßt den Regier.⸗Commiſſar zu der Bemerkung, er kenne Herrn 
8 von Min Diät 8 m BE Aa 9 8 ſſe. 1 10 in ni 1 8 7 ſei allein] v. Blandenburg perſönlich ſehr genau, und er habe ſich keinen mit ſeiner 4 
in Amendement „ der in) will in $ 1 ven $ 1 des] keine Abhilfe zu 8 ei ſei ne 15 ig, die Sache auf legislativem | Stellung als Min.⸗Commiſſar unvereinbarlichen Scherz erlauben wollen). 
erften Geſetzentwurfs = e SEE Gehen der Grundſteuer aus⸗ Wege zu ordnen. 6 habe daher in der Comm. einen betreffenden Antrag Die Regierung, müſſe er wiederholen, habe die Erledigung dieſer ganzen \ 
rüdlich anziehen und Ba an 2 er äudeſteuer „unter der dafjelbit| geitellt, von der ebänbeiteuter den Betrag der ſtädtiſchen Beiträge zu den | Grundſteuerfrage immer im Auge gehabt, mehr als die np en 5 
denen Maßgabe“ in 8 Geſe en 0 aßgabe wird in einem] Koſten königlicher n van abzujeben, ſei aber mit demſelben] die letztere habe ſich in dieſer Sache auf den politiſchen Standpunkt geſtellt, | 
Imendement, 7 I des erſten daß Bi "Aber (defien Band Di zulegt nicht durchgedrungen. Was nun ſein jetziges Amendement betreffe, je wolle während das Miniſterium die ige als eine finanzielle auffaſſe. Das % 
en iſt) dahin normirt, daß 181 Be Pa des vollen Ertrages der] er dadurch verhindern, daß die Städte nicht allein die vermehrten Laſten trü⸗] Amendement Duncker werde die Regierung bei der Ausführung der neuen ö 
ebäudeſteuer an die Staatskaſſe an die Be Coding der gleichzeitigen He⸗ gen, während das Land 11 ausgehe. Die Herren auf der andern (inken)] Geſetze gerade hindern. Denn gerade die Städte auf dem platten Lande wür⸗ 
bung der erſt noch feſtzuſetzenden Grundſteuer⸗ Sontingente geknüpft iſt, und] Seite des Hauſes ſeien ſehr bereit, die Gebäudeſteuer ohne die Grundſteuer] den ein finanzielles ntereſſe an der Verlängerung des von dem Abg. Dun⸗ | 
bis dahin der etwaige Mehrertrag den Kommunen und Kreiſen zu Kommu⸗ anzunehmen, nach der bekannten Abwälzungs⸗ Theorie der Letzteren. ! der vorgeſchlagenen Proviſoriums haben, und demnach der Ausführung der 


Intereſſe der Commiſſion als dringli 
Der Präſident erwidert, daß der Bericht im Druck ſei und in nächſter 


R 8 * 1 e ee r e Ei 1 
| 448 14. 
neuen Geſetze Schwierigkeiten entgegenſtellen. Endlich ſei ein . will, d. h. unter der oben angegebenen Klauſel. Er wendet ſich gegen die ausgedehnt wiſſen auf Waiſenhäuſer, alle vom Staat, den Provinzen, Kre 
ewicht darauf zu legen, daß endlich einmal die ganze Grundſteuer rage] ihm vom a. Vincke gemachten Einwendungen. Er habe mit keinem eh ſen, Communen aus Stiftungsmitteln dotirten Unterrichtsanſtalten (Amend 
definitiv erledigt und nicht ein neues Proviſorium geſchaffen werde. Die Magiſtratsko egen über die Gebäudeſteuer geſprochen, Ba ſei es nothwen⸗ des Abg. v. Diederichs), alle für den öffentlichen Unterricht beſtimmten Un⸗ 
Regierung befürworte daher die unbedingte Annahme der Commiſſions⸗An⸗ dig auf die Stimmen ſeiner Committenten zu hören. Dennoch ſtimme er für terrichtsanſtalten (Amend. Klotz), die den Communalverbänden ehörigen 
Age gem die Gebäudeſteuer. Einer Scheidung der Intereſſen von Stadt und Land Gebäude (Amend. v. Gerſtorff), die zu Entwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungs⸗ 
bg. v. Blandenburg: Der Abg. Duncker habe geſagt, es ſei ein billi⸗ rede er nicht das Wort. Wenn er von Stadt und Land als Gegenſätze ge⸗ Anlagen dienenden unbewohnten Gebäude (Amend. Lietz). 17 
ger Patriotismus, Steuern aus den Taſchen anderer Leute zu bewilligen, ſprochen habe, ſo habe er nur die bisherigen Zuſtände im Auge gehabt. Der Dieſe Amendements werden nach längerem Hin⸗ und Herreden ange 
babe ihm auch die Aeußerung in den Mund gelegt: es ſei den Mitgliedern einzige Zweck ſeines Amend. ſei der, daß von der Gebäudeſteuer nicht früher nommen. 
der andern Seite des Hauſes leicht für die Vorlagen zu ſtimmen, da fie| Geld in die Staatskaſſe fließe, als von der Grundſteuer. Der Heeresorga⸗ Beim $ 5 (Betrag der Steuer: 4, reſp. 2 %) wird das Amendement 
nicht Grundbeſitzer ſeien. Das letztere ſei ihm niemals in den Sinn gekom- niſation gegenüber kämen aber die 200,000 Thlr., um die es ſich hier handle, Jacob⸗Aßmann (der Betrag ſolle die Hälfte reſp. ein Viertheil des Prozent 
men, er wiſſe gar nicht, ob die Herren von der Rechten Grundbeſitz beſäßen, gar nicht in Betracht. N d atzes vom Reinertrage bei der Grundſteuer ſein) abgelehnt. 
am wenigſtens hätte er irgend einen Vorwurf machen wollen. Da müſſe er Finanzminiſter v. Patow: Die Regierung habe im Weſentlichen gegen Os ſelbſt wird angenommen. \ 
an den Anfang einer befannten Rede erinnern: Brutus iſt ein ehrenwerther] den erſten Theil des Amendements Duncker nichts 5 erinnern, anders ſei amit wird die Sitzung geſchloſſen 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 
Mann. Ob im Hauſe ein Brutus ſei, wiſſe er nicht, wohl aber, daß alle es aber beim zweiten Theile. Letzteres werde als Sonjequenz nach der An: | 10 Uhr; Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über die Grundſteuer 
ehrenwerthe Männer ſeien. Jene Andeutung paſſe um ſo weniger, als er nahme des Amendements Benda angeſehen. Das Irrige dieſer Anſicht fei | vorlagen. . 
und ſeine Freunde gegen die Gebäudeſteuer ſtimmten, und nicht blos, weil] bereits vom Abg. v. Vincke und dem Referenten dargethan, doch wolle er Das Herrenhaus hält morgen ebenfalls Sitzung um 12 Uhr; es wer 
das Land von derſelben mehr betroffen werde, als die Städte. Er könne ſbei der Wichtigkeit der Sache wiederholen, daß trotz der Annahme des den darin Vorlagen der Regierung erwartet und der zweite Petitionsbericht 
0 wohl dafür reden, müſſe aber prinzipiell dagegen ſtimmen. Schon der Re | Amendements von Benda die künftige Steuer von den Liegenſchaften ſchwer⸗ 
2 gierungs⸗Commiſſar habe gejagt: Die Gebäudeſteuer werde, weil fie eine 


1 er: | wird zur Berathung kommen. 
lich viel unter 8 pCt. betragen werde, wenn die Staatskaſſe auch nur ein 


7 neue Steuer ſei, das Land eben ſo belaſten, als die Städte. Das aber ſei[ mäßige Einnahme daraus erzielen wolle. Bei dieſer Vorausſetzung, daß Nan! 
75 kein Ablehnungsgrund für 115 Er werde es begrüßen, wenn man ihm die Steuer nahe an 8 pCt. ou den Liegenſchaften betragen werde, a keine Berliner Börse vom 24. Februar 1860. 
55 und ſeinen Genoſſen Gelegenheit gebe, ungerechte Vorwürfe abzuwälzen und | Veranlaſſung vorhanden, die Gebäudeſteuer anders zu behandeln. Wäre 7 Geld N Div., Z.- 
zu zeigen, daß ſie nicht die Leute jeien, die ſich den öffentlichen Laſten ent: auch das Gegentheil der Fall, und die Liegenſchaften würden 6, 6%, 7 pCt.. „Fonds- und de 1 1858 F.| 
K ziehen wollten. Er würde für die Gebäudeſteuer ftimmen, wenn fie nur zahlen, fo ſei es doch nicht geboten, für die Gebaudeſteuer einen anderen | Sreiw; Aa. en 4880,00 l. b. eek 87 15 140% ba 
1 aus dem jetzigen Cauſalnexus herausgeriſſen würde. Aber eine Steuer, de⸗ Prozentſatz zu nehmen. Wolle man eine formelle Gleichſtellung, dann müſſe 52. 54, 58, 56, 57 82 bz. dito Prior. A. | — | 4% 0% 0. 
Be ren Mehrertrag nach dem Weſten wandern ſolle, könne er nicht bewilligen.] man auch die materielle Gleichſtellung beider Steuern zugeben, dann dürfe] dito 1853| 4 04 br. dito Prior. B. .| — 3 79 B.Lit, C. 84 G. 
5 Uebrigens werde er ſchon deshalb gegen den letzten Theil des Amendements man die Gebäudeſteuer nicht vom Brutto⸗, ſondern vom Rein⸗Ertrag neh⸗] Staate, SebudSch. 84%. As Brier. f. J 2 be 
Duncker ſtimmen, damit mehr Mittel für den Militäretat flüffig würden. men. Wenn die Städte dieſen Weg einſchlagen wollten, würden ſie es ſpä⸗ Pram.-Anl von Ins 34 113˙ . ydito Prior. F. . 2 887% 6 
Abg. v. Vincke (Hagen): Der Abg. v. Blanckenburg erinnere ihn lebhaft ter zu bereuen haben. In Berlin würde ſich dann nicht fo leicht Jemand | Berliner Stadt-Obl.. 409% B. Oppeln-Tarnow.) 4 294 G 
3 an ein Mitglied des vierten Standes auf dem vereinigten Landtage; gerade entſchließen, ein Haus zu bauen. Die Beſorgniß, daß die Steuer für die“ (te Ne 13% 905 Be Rheinische 7] 84 5 B 
2 wie dieſes, glühe auch der Abg. v. Blanckenburg vor Verlangen, mehr ‚zu Städte eine allzudrückende ſein werde, müſſe er zurückweiſen. Seit länger Pommersche . 386 . G. dito (St.) Pr.| - 4 — —_ 
8 gahlen, könne es aber mit feinem Rechtsgefühle nicht vereinigen. (Heiterfeit.) | ala 30 Jahren exiſtire die Servisabgabe, und die Klagen der Städte und 2 % dito neue 4957, be. dito Prior. . — | 4 85 G. 
1 er Regierungs⸗Kommiſſar habe ihm die weſentlichen Momente deſſen, was | Provinziallandtage ſeien nicht gegen die Abgabe als zu hoch gerichtet gewe⸗ Z |Forgnsche - 4,0, bz. Rhein. Nene. B. %% f. 
3 er habe ſagen wollen, weggenommen; er wolle aber noch eindringlich auf ſen, ſonderu nur gegen die unangemeſſene Vertheilung. Wenn alio jene n nase 4662 bz. Ruhrort-Crefeid.| 31434, 175 B. 
m nahe liegende Momente hinweiſen. Gewiß werde das platte Land bei der Abgabe bis jetzt erträglich und nicht überſpannt war, ſo müſſe doch bei ver⸗ Schlesische . „. [3141874 B. Starg.-Posener , sa’ 51 ½% B. 
Hr Gebäudeſteuer gegen die Städte im Nachtheil fein. Die Ermittlung, die | änderten Verhältniſſen heute die Steuer keine unerträgliche ſein. Auch die L (pur, "Neumark | # I m Waben hahn] 071 4 > ade 
0 Veranlagung der Steuer ſei ja eine ganz andere als in den' Städten; der Beſorgniß wegen des platten Landes ſei unbegründet; er glaube, daß die 2 Posensche . 4 91 8. dito Prior. . — 4. — — 
y Nutzungswerth der Gebäude auf dem platten Lande ſei verhältnißmäßig ein vorgeſchlagene Beſteuerung dort gut aufgenommen werden würde, da ſie in? Preuseische ... | 4 |2y, a. dito IIL Em. J — 6 — — 
5 geringer; ſelbſt aus dem Ueberfluß an Raum köune man dort keinen Mieths⸗ keiner Beziehung eine höhere ſei als bei den Liegenſchaften, DergAbg. von 5 | cm 2 Rhein. | 4 924 0. e 
1— werth ziehen. J großen Städten gäben die Miethsverträge einen beftimm: | Rinde habe ſich für das Amendement erklärt, weil er der Regierung bei nicht Schlesische 4 93% B. 
4 ten Anhalt, in den ＋ Ackerſtädten ſchon weniger, und auf dem platten | nachgewieſenem Bedürfniß keine größeren Einnahmen bewilligen wolle. Das] Louisdor ....... — [10544 br. Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
3 Lande werde ſich der Grundſatz bewahrheiten: daß man gewöhnlich über: Bedürfniß ſei wohl vorhanden, und zwar in den Militär⸗Vorlagen, und die | Feldkronen 2 Div. Z.- 
7 gaze, was man nicht genau abſchätzen könne. Die Vorlage ſelbſt nehme | Regierung habe das Vertrauen, daß die Commiſſion und das Haus ſich davon über: Ausländische Fonds. Berl. K.- Verein u. 1 117 B 
=: ei der niedrigen Linſchatzung auf dies Sachverhaltniß Rüdfiht; die Wirth: zeugen werden, daß dieſe Vorlagen zum Wohle des Vaterlandes nothwendig feien. | Oesterr. Metall.. . | 5 1824, B. Berl. Hand.-Ges.| 50 4 174%, 6 
2 ſchafts⸗Gebaude, Wohnungen der Tagelöhner, Inſpektoren u. ſ. w. ſeien zum] Das jedenfalls könne man als beſtimmt annehmen, daß nicht ſchlecht ſei a8 Ser Pr.-Aul. | 4 |80 etw. bz. Berl. W.-Cred G. 5 | 5 /914% bz 
> Betriebe der Landwirthſchaft unbedingt nothwendig; fie dienten eben dazu, Alles, was bereits vorbereitet worden, noch rückgängig gemacht werden] dite N n 637 94. . A 100 6; 
Er. den Ertrag aufzubringen, dürften alſo nicht mit einer beſonderen Steuer könne. Das Bedürfniß der Mehreinnahme ſei alſo jetzt ſchon conſtatir t, Ross.-engl. Anleihe. | 5 löse 6 eLodarg. rdit A. fi 4 |53y, G 
2 belegt werden. — Daß von den Städte⸗Abgeordneten Amendements kämen, und die Gefahr, daß die ganze Militärvorlage verworfen werden könne,] dito 8. Anleihe . | 5 |us . Darmst.Zettel-B | 5 | 4 % G 
2 ſei tein Wunder. Dieſe, die mit den Einwohnern in vielfacher Berührung | gering der Gefahr gegenüber, daß die Militärvorlage, wie fie auch modift- ein. BolnSch -Obl. | 4 [82% ba. et 8% 4 21 b. 
. ſtänden, ſprächen recht eigentlich pro domo; ja, von einem könne man jagen: eirt aus den Berathungeu der Landesvertretung i Ae möge, nicht die dite III. Em. 4 88% B. Dise.-Cm.-Anth| 8 | 4 |81% etw. be u. B. 
5 — senatu (Heiterkeit). Das käme von der täglichen e mit ihren | Gelegenheit biete, die Einnahmen zu verwenden. Die Möglichkeit, die Mehr: | Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 807, 0. Genf.Creditb.-A| — | 4 |27% B. 
Ber ählern. Sie redeten hier jo zu jagen pro electoribus; ſie müßten auf der Ausgaben zu decken, ur nicht bejeitigt werden, da es 0 um fo wichtiges dus 4 200 Fl. — Kaub. rd. Back le 
2 Tribüne den Mund etwas voll nehmen, damit ſie, wenn ſie auch für das] Staatszwecke handele. Er bitte dringend, den zweiten Theil des Amende⸗ | Kurhess. 40 Thlr.. — 1. B. „ Ver- „ 61 4 8 C. 
CR Geſetz ſtimmten, ſpäter jagen könnten: Seht, jo haben wir Eure Intereſſen] ments abzulehnen, da ein ſolcher Beſchluß der Regierung Verlegenheiten be: | Baden 35 El... 31 6, Hannov. „ 67 489 8. 6. p.) 
8 vertreten! (Heiter 15 as Berlin ſpeziell betreffe, fo ſei es notorifch jeit |reiten würde und eine Tragweite habe, wie fie wohl nicht in der Abſicht des e — Taten nan — 1 f . ba. 6. 5. 
75 45 Jahren eine der begünſtigtſten Lokalitäten, die Bevölkerung nehme immer Hauſes Ban. be f Magd. Priv. B. | 4 | 4 14½ etw. bz. 
8 u, alſo auch die Einnahme. Mit Einführung der Verfaſſung wendeten Abg. Kühne (Berlin): Er habe kein Bedenken, dem erſten Theil des 1858 Nein. Crditb.-A.| 6 | 4 166 8. 
N. 5 die 352 Abgeordneten der Stadt eine bedeutende Einnahme zu und Amendements zuzuſtimmen, wenn aus demſelben die Worte: „unter der da: eri HR 
4 gewährten ihr großen Vortheil; von einer Aufmerkſamkeit der Stadt Berlin] ſelbſt e Maßgabe“ efrihen würden. Er ſei aber gegen den zwei⸗] Amst.-Rotterd. | 5 | 4 10 & Pos. Prov.-Bank| 4 472% br. 
2 egen die Abgeordneten ſei ihm dagegen noch nichts bekannt geworden. ten Theil, weil derſelbe die Lage der Regierung erſchweren würde. Die Berg. Märkische) 4, 4 18 bz Preuss. B.-Anth.| 2 25 132% bz 
. Große Heiterkeit). In der Kommiſſion habe er in Bezug auf die Polizei-] Vorſicht, welche man erzielen wolle jei dem jegigen Miniſterium gegenüber | gerin- Alana Sp] 4 104% bz. Tourneen Bai 49] 4 dag 
» 2 2 2 7 7 5 . 2 K 4 . 
a erhältniſſe dafür geſtimmt, daß mit der Gebäudeſteuer die Beiträge der nicht nothwendig, auch bei einem künftigen nicht, man müßte denn eine Re⸗ Berl.-Ptad.-Mgd.] 7 | 4 |122 bz. Weimar. Bank ‚| 5 | 4 80 % bz 
5 Städte zu den Koſten der k. Polizeiverwaltung fortfallen ſollten; bei näherer Er⸗ gierung haben, welche weder mit dieſem, noch mit irgend einem andern Ab: | Berlin-Stettiner | 6 | 4 195% ba. Wechsel-0 
gi wägung habe ihn jedoch Reue angewandelt. Die berliner 1 tojteten | geordnetenhauſe regieren konne. Er müſſe ſich auch dagegen erklären, daß Cg alder 14 Kr = eh: 
* dem Staat eine halbe Million. Würden auch nur. werhä tmißmäßig in] die Kommunal⸗Behörden Revenüen aus dieſer Steuer ziehen; wäre in dem | Frans St. Eisb. 6 5 183 a 1334 à 133 ba. 8 5 
— irgend einer Stadt jo viel Polizei Beamte beſoldet? Man habe auf König daß von Erhebung der Mahl: und Schlachtſteuer der Vermerk enthalten, 1 114 182 5 be. Hamburg. 
2 Rhamſes hingewieſen, aber damals habe es noch kein Konſtabler gegeben daß fie nicht zu Kommunal⸗Zwecken verwendet werden dürfte, ſo würde ſie Magd.-Wittenb, rel > nin 
* und Rhamſes würde gewiß nicht 500,000 Thlr. aus der egyptiſchen Staats: längſt nicht mehr eriſtiren. ſehe in dem Amendement eher Nachtheil als] Maina-Ludw. A. 64 40 dr . g 
2 kaſſe für die Polizei ſeiner Hauptſtadt gezahlt haben. (Heiterkeit. Daß das! Vortheil. ; Mecklenburger .| 2 | 4 142% B. Wien österr. Währ. 
Land mehr zahlen werde als die Städte, habe man von der Minifterbant, Abg. Duncker (Berlin): Der Vorwurf des Miniſters paſſe nicht auf] Neisse Brieger. 4 en dito. „u uun.. 
a natürlich! Der Händedruck, den bei dieſen Steuern Stadt und Land 15 Amendement. An eine Gleichſtellung zwiſchen Liegenſchaften und Ge: | Niedersehles 4 48.5 Laer ern 
\ reichen, ſei von Seiten des Landes kräftiger. (Heiterkeit) Was nun die] bäuden habe er nicht gedacht. 8 5 € Nerdb. Fr W. 2 | 4 92,08. ö I 
mendements ſpeziell betreffe, jo ſei er gegen das eine und für das andere, Abg. v. Vincke (Hagen): Wenn der Miniſter meine, die Staats⸗Kaſſe e ri, en . * 


werde in Verlegenheit kommen wegen der Mehreinnahme, ſo beſtätige das 
die Rechnung des Abg. Gneiſt, daß die Steuer 100,000 Thlr. mehr ergeben 
würde, als in der Vorlage veranſchlagt ſei. Das Haus habe ſich nur an 
die Zahlen zu halten, welche die Vorlage aufitelle, und dieſe begründeten 
das Amendement. Daß der Miniſter das Geld brauche, glaube er, er müſſe 
aber als Abgeordneter erſt wiſſen, ob ein Bedürfniß vorhanden ſei. Herr 
Kühne, der frühere General⸗Steuer⸗Direktor verdanke ſeinen Ruf u. A. auch 
ſeinem finanziellen Rigorismus; derſelbe möge daher ihm und ſeinen Freun⸗ 
den geſtatten, nicht weniger rigoros zu ſein, wo es ſich um Thaler, Gro⸗ 
ſchen, Pfennige handele. Wäre das Amendement Benda nicht angenommen, 
ſo würde er der Gebäudeſteuer ohne Vorbehalt zuſtimmen, jetzt aber ſtimme 
er dem Amendement Duncker zu, welches den Zweck habe, die Gebäudeſteuer 
in ſich auszugleichen; er könne nicht Geld bewilligen, wenn er nicht ganz 
beſtimmt wiſſe, wozu. 3 ar 
„Abg. Dr. Gneiſt: Die Verlegenheit, in der man ſich jetzt befinde, fei die 
eigene Schuld der Regierung. Ihre Vorlage ſei ein tief durchgreifendes 
Kunſtwerk, nachdem ſie aber erſt einmal einen Eingriff in dieſes abſolut 
feſte Kunſtwerk geduldet, auch das Amendement von Benda, ſo zwinge ihn 
nebſt den andern getreueſten prinzipiellſten Anhängern der Re ierungs⸗Vor⸗ 
1 die Conſequenz, auf der andern Seite dem Amendement Duncker zuzu⸗ 
timmen. 

Finanzminiſter Freiherr v. Patow: Die Staatsregierung betrachte die 
vorliegenden Geſetzentwürfe allerdings als ein untrennbares Ganze und 
glaube, daß das Schickſal aller Geſetzentwürfe gefährdet ſei, wenn eine we⸗ 
ſentliche Aenderung in einem derſelben vorgenommen würde; darum glaube 
er, daß die Annahme des Amend. Duncker der Regierung wirklich Verlegen⸗ 
heiten bereiten würde. Der letzte Redner habe gejagt, daß die Regierung die 
Schuld an der Verlegenheit trage, weil ſie geduldet habe, daß das Amend. 
Benda angenommen worden. Er habe jedoch ſelbſt erklärt, daß die Annahme 
des Amend der Regierung nicht erwünſcht ſei, wenn daſſelbe auch mit der Reg. 
Vorlage nicht im prinzipiellen Widerſpruch ſtehe. Die Einführung der Gebäu⸗ 
deſteuer würde ein finanzielles ur von etwa 200,000 Thaler erzielen, deſ⸗ 
ſen Gewicht alſo von geringer Bedeutung ſei. Wenn er an eine a frü⸗ 
heren Aeußerungen erinnert worden ſei, (der von: von Binde hatte das ge: 
than) jo bemerke er, daß er damals mit der Majorität des Hauſes darin 
übereinſtimmte, daß das Bedürfniß einer Mehreinnahme nicht nachgewieſen 
ſei. Dagegen habe die Majorität damals mit ihm anerkannt, daß, wenn 
es ſich darum handle, ein ſchlechtes Geſetz zu verbeſſern, man dieſer Verbeſ⸗ 
ſerung nicht entgegentreten könne, auch wenn ein finanzielles Plus dadurch 
erzielt würde. Deßhalb habe das Haus damals das Gewerbeſteuergeſetz an⸗ 
genommen. 1 5 

Berichterſtatter Burghart: Das Amend. Benda gäbe gar keine Veran⸗ 
laſſung in der vorliegenden Nummer der Vorlagen Aenderungen der Com: 
miſſions⸗Anträge 8 Denn 8 pCt. und höchſtens 8 pCt. > 
faktisch gleichbedeutend. as Benda'ſche Amendement habe nur W 
einen Steuerſatz, den die Regierung unabänderlich feſt vorgeſchlagen, als im 
Laufe der Zeiten veränderlich hinzuſtellen. Als Berichterſtatter der Comm. 
könne er daher nur die Annahme des Dunckerſchen Antrages unter Weglaſ⸗ 
fung der Worte: „unter Maßgabe“ ꝛc. empfehlen. a 

dec 85 — über 95 1 a in 25 Du ei nn Gesehen 
vorgeſchlagenen Faſſung die Bezugnahme auf die bei ) etzent⸗ r 
wurfs 1 „eſtzuſtellende Maßgabe verworfen (für dieſelbe ſtimmt die halbe Frakt. Weißer Weizen . 70 72 75 78 Wicken .. . 0 | 
Vincke, die Polen, Frakt. Puckler und einige Andere) und danach das Amend. dito mit Bruch . 54 58 62 66 Winterraps. . . 84 88 90 92 
Duncker mit großer Majorität in folgender Faſſung angenommen: „Die im Gelber Weizen . 65 68 70 73 Winterrübſen .. 74 76 78 80 
$ 1 des Geſezes vom heutigen Tage, betreffend die anderweite Regelung der | dito mit Bruch . 48 52 56 60 Somme rrübſen . 70 72 76 78 
Grundsteuer, angeordnete Gebäudeſteuer“ tritt vom 1. Januar 1862 an in Bren nerweizen . 34 38 40 42 Schlagleinſaat. . 65 70 75 80 
Hebung“, ſo daß alſo die Verbindung aus dem erſten allgemeinen Geſetzent⸗ oggen . 51 53 55 57 Thlr. 
wurf, welche in der Faſſung der Regierung wie der Commiſſion fehlt, aus⸗ eh 2 . 


FTT r 
üdli rochen iſt. afer . . 25 27 29 30 Rothe Kleeſaat 8 9 1077 11% 12% 
ee SUN N: Gehäubefteuer wegfallenden Ab gaben) ud 5 8 fer he Kleeſaa 9 627 1276 


\ } ocherbſen .. . 54 56 58 62 Weiße dito 18 2% 2% 

Alinea 1 Heesen der königl, ſtandesherrlichen und dergl. Gebäude) wer⸗Futtererbſen . . 45 48 50 52 Thymothee 99% 10 10% 10% 
i enommen. a 

Nan 5 1 die zum Gottesdienſt He den Gebäude der 

mit Korporationsrechten 5 Religionsgeſellſchaften von der Gebäude: 

ſteuer eximiren, im Intereſſe, wie er ausführt, der im Landrecht nicht als 

privilegirt aufgeführten Religionsgeſellſchaften, namentlich der jüdifchen Ge⸗ 


der Begriff des Reinertrages ein relativer ſei. Die Prozentſätze des Ertrags 
der Liegen Ban und Gebäude ließen ſich einander nicht unbedingt gleich: 
ſtellen. Die Letzteren hätten einen gleichmäßigen Ertrag; derjenige der Lie⸗ 
enſchaften aber unterliege einem ſteten Wechſel, den Kalamitäten der Ueber⸗ 
. — —9 des Hagelſchadens und dgl. Deshalb müſſe man ſie durch An⸗ 
nahme eines niedrigeren Prozent⸗Satzes ſchon vorher vor Benachtheiligung 
gegen die Städte ſchützen. Doch davon abgejehen, wiſſe er nicht, was der 
geordnete Aßmann aus der Reg.⸗Vorlage herausgeleſen. 1 
jest in der Vorlage von 1857 handle es ich um eine abſolute Gleichſtel⸗ 
ung des Prozent⸗Satzes vom Ertrage der Liegenſchaften und der Gebäude, 
nur im Allgemeinen habe man eine gleichmäßige Vertheilung der Steuern 
im Auge gehabt, aber nie vergeſſen, daß der Ertra der Gebäude 
verhältnißmäßig ein höherer ſei. Deshalb ſei die Gleichſte ung dieſer Frage 
mit derjenigen des Benda'ſchen Amend. durchaus nicht gerechtfertigt. Es werde 
ſich ja zeigen, wie ſich ſpäter die Erträge der 1 zu denen der 
Städte ſtellten. Bis die betreffenden Ermittlungen beendet ſeien, bleibe jene 
Annahme eines Mehrertrags, der den 4 überbürdeten Provinzen zu Gute kommen 
gi eine reine Phantaſie. Für jetzt andle es ſich nur darum, wie die Gebäude⸗ 
euer im ganzen Staate gleichzuſtellen ſei. Bleibe dann noch etwas zur Er⸗ 
leichterung der Laſt jener Provinzen übrig, ſo ſei das nur ein glückliches, 
zufälliges Zuſammentreffen. Da egen ſei er für das Amendemenk Duncker, 
und könne die Ausführung des Regierungs⸗Kommiſſars in dieſer Beziehung 
nicht theilen. Es ſei die Abſicht des Amendements Benda, der Regierung 
einen Mehrertrag zu bewilligen. Aber man müſſe den Daumen auf den 
Geldbeutel halten, und als Abg. zuvörderſt erwägen, wieviel der Finanzmi⸗ 
niſter gebrauche. Bevor die Nothwendigkeit erwieſen, den Mehrertrag rein 
militäriſchen Zwecken zuwenden zu müſſen, ſei es gut, an den Principien der 
Vorſicht, zu denen ſich der Finanzminiſter ſelbſt bekennt, feſtzuhalten, und 
die Bedürfniſſe der überlaſteten Provinzen, der einzelnen Kreiſe, Städte ꝛc. 
in er zu ziehen. Inſofern das Amendement Duncker dies thue, ſtimme 
er für daſſelbe. ; 
n Abg. Richter (Königsberg) vertheidigt, ſo viel zu verſtehen, die Vor⸗ 
g ſchig, der Commiſſion gegen die Amendements. 
i bg. v. Binde (Oblau): Die Verhältniſſe zwiſchen Stadt und Land ſeien 
. vom 2 85 für Hagen bereits genügend erörtert. Wenn behauptet worden, 
daß die Städte zu hoch beſteuert würden, ſo bemerke er dagegen, daß den 
| Ritter⸗ wie Bauergütern eine neue in dee auferlegt werde, welche ſie 
bisher noch nicht gehabt hätten. Es ſei deshalb vielleicht ein Arrangement 
angemeſſen geweſen, die Gebäudeſteuer auf dem Lande nicht einzuführen. 
g Er 7 einen Antrag nicht geſtellt, weil er hoffe, daß das Interimiſtikum 
nicht ange dauern würde und weil er die Angelegenheit nicht wiederum in 
i Frage ſtellen wolle. N 
N ie all emeine Diskuſſion wird geſchloſſen. 
. gener. 100 dender beſtreitet, daß eine doppelte Beſteuerung vor⸗ 
25 liege, da die Gebäudeſteuer ganz unabhängig von der Grundſteuer ſei. Wenn 
aan das Rechtsgefühl 8 werde, jo bemerke er, daß namentlich die gro⸗ 
. ßen Städte jeit 1815 ſich einer außerordentlichen Bevorzugung zu erfreuen 
hätten, ohne daß fie auf das Rechtsgefühl Rückſicht genommen haͤtten. Die 
Stadt Berlin hätte ein Plus von über 100,000 Thlr. jährlich nachzuzahlen, 
9 um ihren Genoſſen gerecht er werden (hört, hört). Eben jo wenig könne 
auf die Polizeiverwaltung Rückſicht genommen werden, da auch hier die Stadt 
8 Berlin günſtiger 5175 als andere lleinere Städte. Unerhört aber ji es, 
. daß man bei Annahme eines neuen Finanzgeſezes verlange, daß der dadurch 
5 erzielte 2 Fa an die Kaſſen der Zahlenden zurückerſtattet werden ſolle. 
8 Bei jedem Finanzgeſetze werde es fih um eine ſehr schwankende Abſchatzung 
N des Reinertrages handeln, und man werde nicht in der Lage ſein, eine Steuer 
8 
Er 


Zuerſt ai er dem Abgeordneten für Halle (Jacob) bemerklich machen, daß 
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chluß⸗Courſe: Zproz. Rente 67, 85. 4 proz. Rente 97, 80. Zproz. 
} a i ® ] be — Oeſterr. Staat’ 
Eiſenbahn⸗Aktien 503. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 746. Lombard. Eiſenbahn⸗ 
Aktien 545. Franz⸗Joſeph —. 
London, 24. 1887 Nachmittags 3 Uhr. Conſols angeboten. 
„ Conſols 95. Iproz. Spanier 34. Mexikaner 21%. Sardinier 85 
ee 109%. 1 Ruſſen 98. y 
ien, 24. Februar, Mittags 12 Uhr 45 Minuten, Courſe behauptet. 
a wu 1 ee 46 M 
proz. Metalligues 70, 20. proz. Metalliques 62, —. Bank⸗Aktien 
869. Nordbahn 196, 80. 1854er Looſe 107, —. National⸗Anlehen 77, 90. 
r 6) Certifkate 265, 80. Kredit⸗Aktien 197, 40. London 
131, — Hamburg 100, —. Paris 52, 25. Gold 130, 50, Silber, —. 
aan 174, —, Lombardiſche Eiſenbahn 156, —, Neue Lombard. 
„Frankfurt a. M., 24. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. Oeſter⸗ 
ge — und Aktien 12 Folge auswärtiger niedrigerer Notirungen 
egeben. 
chluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 129%. Wiener Wechſel 88. 
Darmſtädter Bank⸗ Aktien 1541. Darmſtädter Zettelbank 226. Ei rozent. 
Metalliques 50%. roh Metalliques 447. 1854er Looſe 78 /. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 567 Oeſterreich.⸗franzöf. Staats⸗ElſenbahnAttien 235. 
Oeſterr. Bank⸗Antheile 762. Oeſterr. Kredit⸗Aktien 174. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 130%. „Rbein⸗Nahe⸗Bahn 43. Mainz⸗Ludwigshafen Lit. A. 97. 
Main. Er Lt 
amburg, Febr i 2 30 Mi N t, 
aber Se Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 8 Fe 
Schluß Courſe: National⸗Anleihe 58%. Oeſterr. Kreditaktien 74. 
Vereins ont 58% orddeutſche Bank 84%. Wien 101, 50, | 
Hamburg, 24, Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco unverändert 
bei einiger Frage, ab auswärts 10 ae) 
dert, 2 1 auf letzte Preiſe gehalten, aber ohne Kaufluſt. Oel pr. 


Liverpool, 24. Februar. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz.— 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſaß 51,100 Ballen. 


Breslau, 25. Februar. [Produktenmarkt.] Für ſämmtl. Ge: 
treidearten in Kaufluſt und Preiſen bei ſchwachen Zu 125 und Angebot 
von Bodenlägern ziemlich unverändert gegen geſtern. Oel⸗ und Kleeſaaten 
ohne . — Spiritus ruhig, pro 100 Quart preußiſch loco 16%, 
Februar 16% B. u. G. 

Sgr. Sgr. 
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u bewilligen, obne weit über das Bedurfniß hinaus eine Einnahme zu er: 
zielen. Auch — 5 ſeſſtehe in der That das Bedürfniß einer Er 
r die Staatskaſſe feſtſtehe. 5 

Bei der Spezialdiskuſſion nimmt zu $ 1 * v. Wedell (Nord: 

32 haufen) das Wort, der immer ſchwer verſtändlich, der ebäudeſteuer eine alk 
. gemeine Unzufriedenheit vorherſagt und namentlich te Zeit eine Erhöhung 
u 17 Gebäudeſteuer iu den Landestheilen, in denen ſie exiſtire, nicht für nö⸗ 

ö ig hält. 


5 9. Duncker (Berlin) vertheidigt fein Amendement, welches den § 1 
> des Geſetzentwurfs erſtens ausdrücklich anzieht und zweitens die Gebäude: meinden und auch der Diſſidenten. a g Roggen 51% -56% Sgr., Gerſte 371—43 7 Sgr., Hafer 25—30 Sor, 
5 ſteuer unter der in § 1 des Geſetzentw. J. feſtgeſtellten Maßgabe“ einführen Andere Amendements wollen die Befreiung von dieſer Gebäudeſteuer Erbſen 624 —67½ Sgr., Kartoffeln 16—20 Sgr., Butter 5—5½¼ Sgr. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Die neueſten Marktpreiſe aus der Provinz. 
Rei ge nbad D.2. Weizen 65— 77% Sgr., Roggen 50-56% Sgr., Gerſte 
40-45 Sgr., Hafer 3 . Sgr. 
Bun AR u. Weißer Weizen 65—73 % Sgr., gelber 9 7 Sgr. 


